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FACHGESPRÄCH

Das Prüfungsinstrument 
„Fachgespräch“ hat in den 
letzten Jahren zunehmend 
die klassische „mündliche 
Prüfung“ in Aus- und Fort-
bildungsverordnungen ver-
drängt. Es soll nicht mehr 
Fachbuchwissen abgefragt, 
sondern ein Gespräch „unter 
Fachleuten“ geführt werden. 
Diese Gespräche können als 
fallbezogenes, auftragsbezo-
genes oder als sogenanntes 
situatives Fachgespräch ge-
führt werden. 

Das situative Fachgespräch 
bezieht sich auf die für die Ar-
beitsaufgabe vorgegebenen 
Prüfungsanforderungen. Die 
Prüfer können damit das 
Handeln des Prüfungsteilneh-
mers während der Arbeitsauf-
gabe hinterfragen und besser 
verstehen. Der Prüfungsteil-
nehmer kann also seine Vor-
gehensweise während der 
Arbeitsaufgabe erläutern und  
begründen. Es obliegt da-
bei dem Prüfungsausschuss, 
zu entscheiden bei welchen 
Arbeitsaufgaben ein Fachge-
spräch geführt und wie es in 
Bezug auf diese Aufgabe ge-
wichtet werden soll.

Ass. jur. Claudia Meimbresse
Leiterin Prüfungswesen und 
AFBG-Geschäftsstelle 
Handwerkskammer Hamburg
cmeimbresse@hwk-hamburg.de

Editorial

Zulassung 
im Blick
Ohne Zulassung keine Prü-
fung. Die Entscheidung über 
die Zulassung zur Prüfung, 
sei es die Gesellen-, Fortbil-
dungs- oder Meisterprüfung, 
trifft im Normalfall der Vorsit-
zende des Prüfungsaus-
schusses. Aber was muss er 
dabei beachten? Welche Rolle 
spielt beispielsweise für die 
Zulassung zur Gesellenprü-
fung der Ausbildungsnach-
weis und wie sind Fehlzeiten 
zu berücksichtigen? In der 
Prüfungspraxis ist die Ent-
scheidung über die Zulassung 
nicht immer einfach. Die Bei-
träge der Fachleute aus dem 
Prüfungsbereich sollen einige 
Fragen dazu klären. 

Hermann Röder
Geschäftsführer 
der Zentralstelle für 
die Weiterbildung im 
Handwerk
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Zulassung zur Prüfung

Wie ein formales Verfahren zur 
Qualitätssicherung beiträgt 
In der täglichen Praxis kom-
men Prüferinnen und Prüfer 
kaum umhin, sich mit den for-
malen Anforderungen an die 
Prüfungszulassung auseinan-
derzusetzen. So gelten zum 
Beispiel für die reguläre Zu-
lassung zur Abschluss- bezie-
hungsweise Gesellenprüfung 
als Voraussetzungen:

• das Zurücklegen der 
 Ausbildungszeit,

• die Teilnahme an 
 Zwischenprüfungen,

• das Führen von 
 Ausbildungsnachweisen und
 
• die Eintragung des 
 Ausbildungsvertrages.

Bei Fortbildungsprüfungen sind 
zur Zulassung erforderlich:

• eine erfolgreich absolvierte, 
häufig einschlägige 

 Berufsausbildung und

• eine praktische 
 Berufserfahrung.

Die Festschreibung erfolgt in 
den Prüfungsordnungen der 
zuständigen Stellen oder ge-
gebenenfalls in einer Fortbil-
dungsordnung des Bundes. 
Liegen die Voraussetzungen 
vor, so besteht ein Anspruch 
des Antragstellers auf Zulas-
sung zur Prüfung. Die Beurtei-
lung und Feststellung obliegt 
der zuständigen Stelle bezie-
hungsweise ihrem Prüfungs-
ausschuss.

Soweit der formale Charak-
ter des Zulassungsverfahrens. 

Mancher Prüfer oder Prüfling 
mag sich fragen, warum die zu-
ständige Stelle nicht jedem Be-
werber die Teilnahme an einer 
Prüfung ohne Bedingungen 
gestattet, wenn er sich für 
ausreichend kompetent hält, 
die Prüfungsanforderungen zu 
erfüllen? Warum können die 
Prüfungsausschüsse nicht von 
dem erheblichen Verwaltungs-
aufwand der Zulassungsprü-
fung entlastet werden?

Tatsächlich halten die Kam-
mern und ihre Prüfungsaus-
schüsse an diesem Verfahren 
aus gutem Grund fest, und 
der liegt in den Prüfungsan-
forderungen. Diese hat der 
Prüfungsausschuss so umzu-
setzen, dass die angestrebte 
berufliche Handlungskompe-
tenz des Prüflings in der erfor-
derlichen fachlichen Breite und 
Tiefe festgestellt werden kann. 
Die Zulassungskriterien sind 
insofern Mindestqualitätsan-
forderungen an den Prüfling, 

um die Prüfung bewältigen zu 
können.

Dabei geht es zunächst um die 
Input-Qualität: Der Prüfling 
muss Ausbildungszeiten, Zwi-
schenprüfungen und/oder be-
rufliche Kompetenzen durch vo-
rangegangene Abschlüsse und 
Berufserfahrung nachweisen. 
Dahinter steckt die Erkenntnis, 
dass solche vorangegangenen 
Lernerfahrungen und Lernleis-
tungen überhaupt erst den 
Erwerb der abzuprüfenden be-
ruflichen Handlungskompetenz 
ermöglichen und insofern ein 
Zulassungsverfahren rechtfer-
tigen, sowohl im Interesse des 
Prüflings als auch im Interesse 
von Prüfungsniveau und Prü-
fungsergebnis. 

Auf der Output-(Ergebnis-)Sei-
te steht die berufliche Hand-
lungskompetenz, die mehr ist 
als das Bestehen einer Prüfung 
– gegebenenfalls nach zielge-
richtetem Prüfungstraining –, 
sondern die sich in der beruf-
lichen Praxis im selbständigen 
Planen, Durchführen und Kon-
trollieren beweist. Die Zulas-
sung sichert Mindestanforde-
rungen, damit diese Qualität 
erreicht werden kann. Diese 
Systematik ist ein wesentliches 
Merkmal unseres arbeitsplatz-
bezogenen dualen Ausbil-
dungssystems.

Harald Schlieck
Stv. Hauptgeschäftsführer
Handwerkskammer 
Osnabrück-Emsland
HSchlieck@hwk-os-el.de

Meister- und Fortbildungsprüfungen

Befreiung von Prüfungsteilen möglich   
Im Rahmen der Diskussion 
um „Durchlässigkeit“ im Bil-
dungssystem spielt die Aner-
kennung erbrachter Kompe-
tenznachweise eine eminente 
Rolle. In der Weiterbildung 
geht es dabei um die Frage, in 
welchem Umfang im Rahmen 
von Prüfungsverfahren ander-
weitige Prüfungsnachweise 
befreiend angerechnet wer-
den können. Befreiungen sind 
sinnvoll, um Doppelprüfungen 
zu vermeiden und Ressourcen 
im Prüfungssystem zu scho-
nen.  

Für die Meisterprüfung sind die 
zur Befreiung führenden Tatbe-
stände in § 46 HwO geregelt. 
Danach ist der Prüfling von der 
Ablegung einzelner Prüfungs-
teile ohne Fristbindung und oh-
ne Antragserfordernis befreit, 
wenn er eine dem jeweiligen 
Prüfungsteil vergleichbare 
Prüfung erfolgreich abgelegt 
hat. Voraussetzung hierfür ist, 
dass die zur Befreiung führen-
de Prüfung auf einer Regelung 
des Bundes beruht oder vor 

einer öffentlichen oder staat-
lich anerkannten Bildungsein-
richtung beziehungsweise vor 
einem staatlichen Prüfungsaus-
schuss erfolgte. Hat der Prüf-
ling eine handwerkliche Meis-
terprüfung bestanden, ist er 
bei weiteren Meisterprüfungen 
stets von den Teilen III und IV 
befreit. 

Bei anderen deutschen staat-
lichen oder staatlich aner-
kannten Prüfungen kann eine 
Befreiung auf Antrag erfolgen, 
wenn dabei mindestens die 
gleichen Anforderungen wie in 
der Meisterprüfung bestehen.
Eine Befreiung von Prüfungsbe-
reichen, Prüfungsfächern oder 
Handlungsfeldern der Meister-
prüfung sowie Befreiungen auf 
Grund ausländischer Bildungs-
abschlüsse sind möglich, wenn 
vergleichbare Prüfungen oder 
Abschlüsse nachgewiesen wer-
den. Über Befreiungsanträge 
entscheidet der Meisterprü-
fungsausschuss. 

Für Fortbildungsprüfungen 
legt § 42c HwO die Befrei-

ungstatbestände fest. Eine Be-
freiung erfolgt auf Antrag des 
Prüflings, wenn die vergleich-
bare Prüfung vor einer staatlich 
anerkannten oder öffentlichen 
Bildungseinrichtung oder vor 
einem staatlichen Prüfungs-
ausschuss erfolgreich abgelegt 
wurde. Die Prüfung, auf Grund 
derer die Befreiung beantragt 
wird, darf nicht länger als fünf 
Jahre zurückliegen. Bei den 
Fortbildungsprüfungen ent-
scheidet die Handwerkskam-
mer über Befreiungsanträge.

Die „Gleichartigkeit“ bzw. 
„Vergleichbarkeit“ einer voran-
gegangenen Prüfungsleistung 
spielt bei allen Befreiungen im 
Fortbildungsbereich die ent-
scheidende Rolle. Sie ist nur 
gegeben, wenn in den beiden 
Prüfungen mindestens die glei-
chen Anforderungen gestellt 
werden und eine fachinhaltliche 
Übereinstimmung vorliegt. Es 
müssen daher inhaltlich und 
niveaubezogen aussagekräf-
tige Unterlagen über die be-
standenen Prüfungsleistungen 
vorgelegt werden. Gleichlau-
tende Prüfungsbezeichnungen 
reichen keinesfalls aus, um ei-
ne Befreiung bei Meister- oder 
Fortbildungsprüfungen  zu be-
gründen.

Georg Schärl
Stellvertretender Leiter 
der Abteilung Berufliche 
Bildung, Prüfungswesen
Handwerkskammer für 
München und Oberbayern
georg.schaerl@
hwk-muenchen.de 



EIN DILEMMA

Sprechen wir über ein Ta-
bu. Nein, nicht über Sex 
– das ist doch kein Tabu-
thema mehr. Sprechen wir 
über das Alter von Prü-
fern. Gibt es zu alte Prü-
fer? Oder zu junge? Eine 
schwierige Fragen. Aber 
genau damit müssen sich 
die Geschäftsstellen von 
Prüfungsausschüssen aus-
einandersetzen. Soll man 
eine Altersgrenze setzen, 
ab der nicht mehr berufen 
werden darf? Es gibt Kam-
mern, bei denen letztma-
lig im Alter von 65 Jahren 
eine fünfjährige Berufung 
in den Prüfungsausschuss 
erfolgt. 

Die Geschäftsstellen ste-
hen dabei immer vor dem 
Dilemma, dass es fitte 
70-Jährige gibt, die reich-
lich Berufserfahrung mit-
bringen und stets einsatz-
bereit sind. Und dennoch: 
Ich bin der Meinung, dass 
wir in den Prüfungsaus-
schüssen eine Altersbe-
grenzung treffen sollten. 
Selbst wenn es im Einzel-
fall ungerecht ist. Auch 
eine Grenze nach unten 
ist gerechtfertigt. Bei den 
Meisterprüfungen ist es 
das 24. Lebensjahr. Auch 
bei Gesellenprüfungen 
braucht es neben den not-
wendigen formalen Vo-
raussetzungen ein wenig 
Lebenserfahrung! 

Oder? Was meinen Sie?

Schreiben Sie an:
fuhrmann@
hwk-duesseldorf.de
 

Dr. Axel Fuhrmann
Stellv. Hauptgeschäftsführer 
HWK Düsseldorf
fuhrmann@hwk-duessel-
dorf.de
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TERMINE

ZWH 
PRÜFER-SEMINARE

In 2011 bietet die ZWH 
Prüfer-Seminare sowohl für 
Gesellenprüfungs- als auch 
für Meisterprüfungsaus-
schüsse an. 

Rechtsgrundlagen 
der Gesellenprüfung
Schwerpunkte im Seminar 
sind die Themen Umschu-
lungsprüfung und die münd-
liche Ergänzungsprüfung. 
Darüber hinaus besteht die 
Gelegenheit, individuelle 
Fragen zu stellen und den 
intensiven Austausch im 
Kollegenkreis zu betreiben.

Termine:
23. März 2011 in der 
HWK Hannover, 
09.00 – 16.30 Uhr, 
Tagesseminar, 195,00 €*
24. März 2011 in der 
HWK Hannover, 
10.30 – 15.00 Uhr, 
Halbtagesseminar, 99,00 €*

Rechtliche Fragen 
in der Meisterprüfung
Schwerpunkte im Seminar 
sind aktuelle Änderungen 
der Rechtsgrundlagen für 
die Meisterprüfung sowie 
Fragen zur Besetzung von 
Prüfungsausschüssen, zur 
Prüfungsvorbereitung und 
-durchführung sowie zur 
Bewertung und Dokumen-
tation.

Termin:
24. März 2011 in 
Düsseldorf, 
10.00 – 16.30 Uhr, 
Tagesseminar, 225,00 €*

Nähere Informationen:
Daniela Müller, ZWH
Tel. 0211-302009-20
E-Mail: dmueller@zwh.de

Oder direkt anmelden unter
www.zwh.de

*inkl. 7 % USt. sowie Seminar-
unterlagen und Verpfl egung

Gestreckte Gesellenprüfung  

Zweifaches Verfahren zur Zulassung nötig 

Bei der so genannten ge-
streckten Gesellenprüfung 
wird die Prüfung in zwei zeit-
lich auseinanderfallenden Tei-
len durchgeführt. Es handelt 
sich also um eine Prüfung, 
deren Resultat sich aus den 
Ergebnissen zweier Teilprü-
fungen zusammensetzt. Für 
die Zulassung bedeutet dies, 
dass auch das Zulassungsver-
fahren zweifach durchzufüh-
ren ist. Wie dabei zu vorzu-
gehen ist, ist in § 36 a HwO 
geregelt:

Zum ersten Teil der Gesellen-
prüfung ist zuzulassen, wer die 
in der Ausbildungsordnung 
vorgeschriebene Ausbildungs-
zeit bis zum Prüfungszeitpunkt 
abgelegt hat. Hier liegt ein Un-
terschied zur Zulassung zur 
nicht-gestreckten Gesellen-
prüfung am Ende der Ausbil-
dungszeit vor, bei der nachzu-
weisen ist, dass die vertraglich 
vereinbarte Ausbildungszeit 
zurückgelegt worden ist. Da-
rüber hinaus muss für Teil 1 
nachgewiesen werden, dass 
das Berichtsheft geführt und 
das Ausbildungsverhältnis ord-
nungsgemäß in die Lehrlings-
rolle eingetragen worden ist. 

Zu Teil 2 der gestreckten Ge-
sellenprüfung sind im Wesent-
lichen die gleichen Nachweise 
wie für den ersten Teil zu er-
bringen. Beim Nachweis der 
zurückgelegten Ausbildungs-
zeit wird hier aber auf die im 
Vertrag vereinbarte Zeit ab-
gestellt. Darüber hinaus muss 
belegt werden, dass Teil 1 
der Gesellenprüfung abgelegt 
worden ist. Da Teil 1 zwar 
bewertet wird, aber nicht iso-
liert bestanden werden kann, 
ist bei der Zulassung zu Teil 
2 kein „Bestehen“ von Teil 1 
gefordert. Der Nachweis über 
Teil 1 der Gesellenprüfung ent-
spricht dem Nachweis über die 
Zwischenprüfung bei der kon-
ventionellen beziehungsweise 
punktuellen Gesellenprüfung.

Prüflinge, die an Teil 1 der 
Prüfung ohne eigenes Ver-
schulden nicht teilgenommen 
haben, sind ausnahmsweise 
vom Nachweis über Teil 1 der 
Prüfung befreit. Sie legen Teil 
1 und 2 der Prüfung folglich 
zusammen, also in zeitlich en-
ger Abfolge nacheinander, ab. 
Dabei ist nicht zwingend vor-
gegeben, dass Teil 1 vor Teil 
2 zu prüfen ist. Soweit es or-

ganisatorisch umsetzbar ist, ist 
dies jedoch zu empfehlen. Un-
ter diese Ausnahmeregelung 
fallen zum Beispiel Prüflinge, 
die zum Zeitpunkt der Prüfung 
von Teil 1 erkrankt waren und 
keine Gelegenheit zu einer 
kurzfristigen Nachholung des 
Prüfungstermins hatten. 

Wer hingegen unentschuldigt 
bei Teil 1 fehlt, erhält für die-
sen Teil eine Bewertung mit 
0 Punkten und kann damit zu 
Teil 2 zugelassen werden.  Im 
Übrigen können auch Per-
sonen, deren Ausbildungs-
verhältnis soweit abgekürzt 
ist, dass keine Zeit für eine 
gestreckte Prüfungsdurchfüh-
rung verbleibt, sowie externe 
Prüfungsteilnehmer, die kein 
reguläres Ausbildungsverhält-
nis durchlaufen haben, von der 
Ausnahmeregelung profitieren 
und zeitgleich zu Teil 1 und 2 
zugelassen werden.

Daike Witt
Abteilung Berufliche Bildung
Zentralverband des Deutschen 
Handwerks (ZDH)
witt@zdh.de

Um zur Gesellen- bzw. Ab-
schlussprüfung zugelassen zu 
werden, müssen die Kandi-
daten  ihre Ausbildungszeit 
absolviert haben oder sie in-
nerhalb von zwei Monaten 
nach dem Prüfungstermin ab-
schließen. Als Prüfungstermin 
gilt nicht der Tag, an dem die 
Prüfung tatsächlich stattfin-
det, sondern das von der zu-
ständigen Handwerkskammer 
festgelegte Datum. Das ist in 
aller Regel für die Sommer-
prüfung der 31. Juli und für 
die Winterprüfung der 31. Ja-
nuar. 

Der Zulassungszeitraum be-
rechnet sich unter Bezug auf di-
ese Endtermine. Wenn das Aus-
bildungsverhältnis zwischen 

dem 1. April und dem 30. Sep-
tember endet, hat ein Kandi-
dat Anspruch auf Zulassung 
zur Sommerprüfung. Endet die 
Ausbildung in der Zeit vom 1. 
Oktober bis 31. März des Folge-
jahres, nimmt der Auszubilden-

de an der Winterprüfung teil.

Was passiert, wenn Fehlzeiten 
vorliegen? Ab welcher Fehl-
quote ist der Prüfungsaus-
schuss berechtigt oder sogar 
gehalten, die Nichtzulassung 

Ausbildungszeit als Voraussetzung

Bei Fehlzeiten zählt der Einzelfall 

Ausbildungsnachweis als Zulassungsvoraussetzung

Ohne Nachweis keine Prüfung!
Auszubildende müssen einen 
Ausbildungsnachweis führen. 
Gleich mehrere Gesetze und 
Verordnungen regeln die De-
tails, zum Beispiel die Hand-
werksordnung (HwO). Wer zur  
Gesellenprüfung zugelassen 
werden will, muss während sei-
ner Ausbildung „vorgeschrie-
bene schriftliche Ausbildungs-
nachweise führen“, heißt es in 
§ 36 Abs. 1. Eine vergleichbare 
Regelung findet sich im Berufs-
bildungsgesetz (BbiG), § 43 
Abs. 2. Auch Ausbilder sind in 
der Pflicht; sie haben die Auf-
gabe, die Lehrlinge zum Füh-
ren des Berichtshefts anzuhal-
ten und es auch durchzusehen 
(BbiG  § 14 Abs.1 Ziff. 4).

Der Ausbildungsvertrag ver-
langt ebenfalls, dass Lehrlinge 
schriftliche Nachweise führen 
und dass dies kontrolliert wird. 
In § 2 Ziff. 6 liest man: „Dem 
Auszubildenden ist vor Ausbil-
dungsbeginn und später der 
schriftliche Ausbildungsnach-
weis, der für die Berufsausbil-
dung verlangt wird, kostenfrei 
auszuhändigen und die ord-

nungsgemäße Führung durch 
regelmäßiges Abzeichnen zu 
überwachen.“ Das Gegen-
stück auf Lehrlingsseite findet 
sich in § 3 Ziff. 7: „Der Auszu-
bildende verpflichtet sich, ei-
nen vorgeschriebenen schrift-
lichen Ausbildungsnachweis  
ordnungsgemäß zu führen 
und regelmäßig vorzulegen.“ 
In allen neueren Ausbildungs-
ordnungen findet sich in § 5 
(Durchführung der Berufsaus-
bildung) eine ähnliche Vorga-
be. 

Details im Zulassungs-
verfahren

Der Prüfungsausschuss soll 
nach § 36 HwO klären, ob der 
Prüfling alle Voraussetzungen 
für eine Zulassung zur Gesel-
lenprüfung (GP) erfüllt. Bei 
den Ausbildungsnachweisen 
muss der Ausschuss begutach-
ten, ob der zeitliche und sach-
liche Ablauf der Ausbildung 
durch den Lehrling nachweis-
bar gemacht wurde. Der Nach-
weis bezieht sich dabei nicht 
nur auf die betrieblichen, son-

dern auch auf die berufsschu-
lischen und überbetrieblichen 
Ausbildungsphasen. 

Die ausgeführten Ausbildungs-
tätigkeiten muss der Lehrling 
in lesbaren Worten schildern; 
der Ausbildende hat den Aus-
bildungsnachweis durchzule-
sen und abzuzeichnen. Sind 
die Ausbildungsnachweise un-
vollständig oder fehlen Nach-
weise, kann der Ausschuss ei-
ne Nichtzulassung ausspre-
chen. Dies gilt auch für den 
Fall, dass die Aufzeichnungen 
nicht lesbar sind. Am PC ge-
schriebene Nachweise sind 
nicht zu beanstanden. Für die 
Zulassung zum ersten Teil der 
GP (anstelle einer Zwischen-
prüfung) gelten alle Vorausset-
zungen wie bei einer Gesellen-
prüfung.

Linda Klaas
Abteilungsleiterin
HWK Düsseldorf
klaas@hwk-duesseldorf.de

zur Gesellenprüfung auszu-
sprechen? Zur Ausbildungszeit 
zählt die betriebliche, schu-
lische und die überbetriebliche 
Ausbildung. In der Zeit müs-
sen die Prüflinge auch tatsäch-
lich ausgebildet worden sein. 
Der allein kalendarische Ab-
lauf rechtfertigt noch keine Zu-
lassung, entschied das Ober-
verwaltungsgericht Münster 
(05.12.2007 – 19 B 1523/07). 

Nur geringfügige Fehlzeiten 
stehen einer Zulassung nicht 
entgegen. Welche Fehlzeiten 
allerdings als geringfügig an-
zusehen sind, ist nicht gere-
gelt. Entscheidend ist immer 
der Einzelfall. Eine starre zeit-
liche Grenze – dass zum Bei-
spiel Fehlzeiten von 15 Prozent 
als erheblich gelten – gibt es 
nicht. Es kommt immer darauf 

an, ob die Fehlzeiten das Errei-
chen des Ausbildungsziels ge-
fährden.

Auch geringe Fehlzeiten kön-
nen den Ausbildungserfolg ge-
fährden, wenn sie wesentliche 
Ausbildungsabschnitte betref-
fen. Dagegen können höhere 
Fehlzeiten noch als geringfü-
gig angesehen werden, wenn 
die für den Erwerb der beruf-
lichen Handlungsfähigkeit und 
der erforderlichen Berufserfah-
rung wesentliche Ausbildung 
bereits in vorhergehenden Aus-
bildungsabschnitten erfolgt ist.

Bei den Fehlzeiten kommt es 
im Übrigen nicht darauf an, ob 
sie durch Attest entschuldigt 
sind oder ob es sich um unent-
schuldigte Zeiten handelt. 

Praxistipp

Wenn die gesetzlichen Vo-
raussetzungen vorliegen, be-
steht ein Zulassungsanspruch. 
Ob dies der Fall ist, muss im 
Zulassungsverfahren geklärt 
werden. Es gibt einen Beur-
teilungsspielraum, der vom 
Verwaltungsgericht überprüf-
bar ist. Bevor eine Nichtzulas-
sung wegen erheblicher Fehl-
zeiten ausgesprochen wird, 
sollte die Prüfungsabteilung 
der zuständigen Handwerks-
kammer in den Entscheidungs-
prozess eingebunden werden.
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